
Aktenzeichen: 6 AZR 140/96Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 19. Juni 1997- 6 AZR 140/96 -
I. Arbeitsgericht 

Berlin
Urteil vom 27. Juli 1995 
- 92 Ca 10610/95 -

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 28. November 1995 
- 12 Sa 107/95 -Berlin

Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse 
Für das Bundesarchiv

: Nein 
: Nein

EntscheidungsStichwort:
Beschäftigungszeit - Überleitungsvertrag

Gesetz:
BAT-0 § 19, Übergangsvorschriften zu § 19 BAT-0 Nr. 1 u. 
Nr. 2; AGB-DDR §§ 51, 53

Hinweise des Senats:
Berücksichtigung der früheren Tätigkeit im Überleitungs­
vertrag verpflichtet nicht zur Anrechnung als Beschäftigungs­
zeit nach § 19 BAT-O. Es kommt auch in diesem Fall auf die 
tariflichen Voraussetzungen an (Fortsetzung der Recht­
sprechung des Senats aus dem Urteil vom 18. April 1996 
- 6 AZR 623/95 - AP Nr. 12 zu § 19 BAT-O). Beschäftigungszeit 
einer Laborleiterin, die aufgrund eines Arbeitsvertrages mit 
einem Volkseigenen Gut Aufgaben für die Humboldt-Universität 
zu Berlin (HUB) wahrnahm, und deren Tätigkeit für die HUB in 
einem Überleitungsvertrag anerkannt wurde.

Leitsätze:
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6 AZR 140/96
12 Sa 107/95 Berlin

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
19. Juni 1997

Backes,
Reg.-Hauptsekretärin

U r t e i l
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 19. Juni 1997 durch den Vizepräsiden­
ten Dr. Peifer, die Richter Dr. Freitag und Dr. Armbrüster sowie 
die ehrenamtlichen Richter Dr. Augat und Bruse für Recht erkannt:
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1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 28. No­
vember 1995 - 12 Sa 107/95 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Berlin vom 27. Juli 1995
- 92 Ca 10610/95 - abgeändert:
Die Klage wird abgewiesen.

3. Die Klägerin trägt die Kosten des Rechts­
streits .

V o n  R e c h t s  w e g e n l

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über anrechnungsfähige Beschäftigungs­
zeiten der Klägerin nach § 19 BAT-0.

Die Klägerin schloß mit Wirkung zum 1. August 1972 einen Ar­
beitsvertrag mit dem Volkseigenen Gut Tierzucht H (VEG
H ), aufgrund dessen ihr die Tätigkeit als Leiterin des
biochemischen Labors der Humboldt-Universität zu Berlin, Außen­
stelle L , übertragen wurde. Die übrigen Beschäftigten der
Außenstelle, wie Tierpfleger und Heizer sowie der Leiter der Au­
ßenstelle, standen in einem Arbeitsverhältnis zur Humboldt-Uni­
versität zu Berlin (HUB). Die Klägerin nahm an den regelmäßigen 
betriebsärztlichen Untersuchungen der HUB teil und war Mitglied 
der Gewerkschaftsgruppe am Institut für Milchforschung und Tier­
produktion der HUB.

Die Klägerin nahm während ihrer Tätigkeit in der Außenstelle
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Aufgaben der HUB bzw. solche Aufgaben wahr, die dein VEG Hertefeld 
als Nachauftragsnehmer von der HUB übertragen wurden. Unter dem 
26. Oktober 1981 wurde der Klägerin von der Sektion Tierprodukti­
on und Veterinärmedizin der HUB bescheinigt, daß sie als wissen­
schaftlich-technische Mitarbeiterin im Bereich Tierzüchtung und 
Haustiergenetik tätig war.

Mit Wirkung zum 1. Oktober 1984 schlossen die Klägerin, das 
VEG H und die HUB einen Delegierungsvertrag, aufgrund

"y dessen die Klägerin ihre Tätigkeit als Laborleiterin in der Au­
ßenstelle L weiterhin ausübte.

Am 12. April 1990 vereinbarten die Klägerin, das VEG H 
und die HUB einen Überleitungsvertrag nach §§ 51, 53 AGB- 

DDR, durch den der Arbeitsvertrag mit dem VEG H zum 31.
März 1990 aufgelöst und ein Arbeitsverhältnis zur HUB begründet 
wurde. Maschinenschriftlich ist in dem Überleitungsvertrag ver­
merkt :

"Anerkennung der ununterbrochenen Tätigkeit für 
die HUB seit dem 1.8.1972".

Nach Inkrafttreten des Einigungsvertrages am 3. Oktober 1990 
wurde die Humboldt-Universität zu Berlin als nachgeordnete Ein­
richtung des Ministeriums für Fach- und Hochschulwesen der DDR 
auf die Beklagte, die jetzige Humboldt-Universität zu Berlin als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, überführt. Auf das 
Arbeitsverhältnis findet seit dem 1. Juli 1991 der BAT-0 
Anwendung.
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Mit Schreiben vom 24. September 1994 teilte die Beklagte der 
Klägerin mit, als Beschäftigungszeit nach § 19 BAT-0 könne nur 
die Zeit ab 1. April 1990 berücksichtigt werden.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, ihre Tätigkeit 
als Laborleiterin in der Außenstelle L sei seit dem 1. Au­
gust 1972 als Beschäftigungszeit anzurechnen. Das Arbeitsverhält­
nis mit dem VEG H sei nur aus formalen Gründen begründet
worden, da der HUB keine Planstelle zur Verfügung gestanden habe. 
Sie habe stets Aufgaben der HUB wahrgenommen. Dies sei auch im 
Überleitungsvertrag ausdrücklich anerkannt worden. Spätestens mit 
dem Abschluß des Delegierungsvertrages zum 1. Oktober 1984 habe 
auch ein Arbeitsverhältnis zur HUB bestanden.

Die Klägerin hat beantragt

festzustellen, daß ihre Beschäftigungszeit vom 1.
August 1972 bis zum 31. März 1990 in der Außen­
stelle der Humboldt-Universität in Lehnitz auf 
die Beschäftigungszeit gern. § 19 BAT-0 anzurech­
nen ist.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hat die Auffassung vertreten, die tariflichen 
Voraussetzungen für die Anrechnung der Zeit der Tätigkeit der 
Klägerin aufgrund des mit dem VEG H abgeschlossenen Ar­
beitsvertrages als Beschäftigungszeit lägen nicht vor. Ein Ar­
beitsverhältnis mit der HUB sei auch nicht durch den Delegie­
rungsvertrag ab 1. Oktober 1984, sondern erst durch den Überlei­
tungsvertrag ab 1. April 1990 begründet worden.
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Die Anerkennung der Tätigkeit der Klägerin beim VEG H 
seit dem 1. August 1972 im Überleitungsvertrag vom 12. April

1990 habe nur Bedeutung für Ansprüche gehabt, die nach den da­
maligen arbeitsrechtlichen Vorschriften von der Betriebszuge­
hörigkeit abhingen, wie.z.B. für Treueprämien und Prämien für 
Dienstjubiläen. Eine Berücksichtigung dieser Erklärung im Hin­
blick auf die tarifliche Regelung der Beschäftigungszeit in den 
Übergangsvorschriften zu § 19 BAT-0 komme schon deshalb nicht in 
Betracht, weil diese tariflichen Bestimmungen erst zum 1. Juli
1991 in Kraft getreten seien.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das bandesar- 
beitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Mit 
der Revision begehrt die Beklagte weiterhin Klageabweisung. Die 
Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  ;

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des be­
rufungsgerichtlichen Urteils und unter Abänderung des erstin­
stanzlichen Urteils zur Abweisung der Klage. Die Zeit der Tätig­
keit der Klägerin vor dem 1. April 1990 ist nicht als Beschäfti­
gungszeit bei der Beklagten nach § 19 BAT-0 anzurechnen.

I. Die tariflichen Voraussetzungen, die Zeit der Tätigkeit der 
Klägerin vom 1. August 1972 bis 31. März 1990 als Beschäftigungs­
zeit bei der Beklagten anzurechnen, liegen nicht vor.
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1. Die die Beschäftigungszeit regelnden Bestimmungen des § 19 
BAT-0 sowie die Übergangsvorschriften dazu haben, soweit vorlie­
gend von Interesse, folgenden Wortlaut:

"§ 19
Beschäftigungszeit

(1) Beschäftigungszeit ist die bei demselben
Arbeitgeber nach Vollendung des 18. Lebens­
jahres in einem Arbeitsverhältnis zurückge­
legte Zeit, auch wenn sie unterbrochen ist.

(2) Übernimmt ein Arbeitgeber eine Dienststelle f
oder geschlossene Teile einer solchen von 
einem Arbeitgeber, der von diesem Tarifver­
trag erfaßt wird oder diesen oder einen Ta­
rifvertrag wesentlich gleichen Inhalts an­
wendet, so werden die bei der Dienststelle bis zur Übernahme zurückgelegten Zeiten nach Maßgabe des Absatzes 1 als Beschäfti­gungszeit angerechnet.

Übergangsvorschriften für Zeiten vor dem 1. Janu­
ar 1991:

1. Als Übernahme im Sinne des Absatzes 2 gilt 
auch die Überführung von Einrichtungen nach 
Artikel 13 des Einigungsvertrages.

2. Ist infolge des Beitritts der DDR der frü­
here Arbeitgeber weggefallen, ohne daß eine 
Überführung nach Artikel 13 des Einigungs­
vertrages erfolgt ist, gelten als Beschäf­
tigungszeit nach Maßgabe des Absatzes 1

b) für Angestellte der Länder
Zeiten der Tätigkeit bei zentralen oder 
örtlichen Staatsorganen und ihren nach- 
geordneten Einrichtungen oder sonstigen 
Einrichtungen oder Betrieben, soweit das 
Land deren Aufgaben bzw. Aufgabenberei­
che derselben ganz oder überwiegend
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übernommen hat,
t •

•I

2. Eine Anrechnung der Zeit der Tätigkeit der Klägerin beim VEG
H nach § 19 Abs. 1 BAT-0 scheidet aus.

Nach dieser Bestimmung muß die Beschäftigungszeit bei dem­
selben Arbeitgeber zurückgelegt worden sein. Das setzt voraus, 
daß das Arbeitsverhältnis mit derselben Person im Rechtssinne be­
standen hat (BAG Urteil vom 20. Februar 1997 - 6 AZR 713/95 - zur 
Veröffentlichung in der Fachpresse bestimmt). Daran fehlt es 
hier. Eine rechtliche Identität zwischen dem VEG H und
der Beklagten ist nicht gegeben.

3. Die Anrechnung der Zeit, in der ein Arbeitsvertrag mit dem
VEG H bestand, ergibt sich auch nicht aus § 19 Abs. 2
BAT-0 i.V.m. der Übergangsvorschrift Nr. 1.

a) Die Humboldt-Universität zu Berlin als nachgeordnete Ein­
richtung des Ministeriums für Fach- und Hochschulwesen der DDR 
ist auf die Beklagte als Körperschaft des öffentlichen Rechts 
überführt worden. Nach der Übergangsvorschrift Nr. 1 gilt eine 
Überführung als Übernahme i.S.v. § 19 Abs. 2 BAT-O. Deshalb sind 
die Zeiten als Beschäftigungszeit anzurechnen, die bis zur Über­
führung in einer Dienststelle des überführten Arbeitgebers nach 
Maßgabe des § 19 Abs. 1 BAT-0 zurückgelegt worden sind. Dies sind 
die in einem Arbeitsverhältnis beim überführten Arbeitgeber zu­
rückgelegten Zeiten, auch wenn sie unterbrochen worden sind.
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Die Klägerin hat seit dem 1. April 1990 in einem Arbeitsver­
hältnis zur überführten Einrichtung, nämlich zur HUB, gestanden. 
Deshalb ist ihr diese Zeit auch als Beschäftigungszeit nach § 19 
Abs. 2 BAT-0 i.V.m. Nr. 1 der Übergangsvorschriften angerechnet 
worden.

b) In der Zeit vom 1. August 1972 bis 31. März 1990 bestand 
kein Arbeitsverhältnis zur HUB als überführtem Arbeitgeber, so 
daß eine Anrechnung als Beschäftigungszeit nach § 19 Abs. 2 BAT-0 
i.V.m. Nr. 1 der Übergangsvorschriften nicht erfolgen kann.

aa) _ In der Zeit vom 1. August 1972 bis 30. September 1984 stand 
die Klägerin allein zum VEG H in einem Arbeitsverhältnis.

Dieses war zum 1. August 1972 durch schriftlichen Arbeits­
vertrag begründet worden. Zwar war Inhalt des Arbeitsvertrages 
nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts eine Tätigkeit 
der Klägerin für die HUB als Leiterin des biochemischen Labors 
der Außenstelle L bzw. die Erledigung solcher Aufgaben, die
dem VEG H als Nachauftragsnehmer von der HUB übertragen
wurden. Auch war die Klägerin dem Leiter der Außenstelle unter­
stellt und bestanden im Hinblick auf die betriebsärztlichen Un­
tersuchungen und ihre Mitgliedschaft in einer Gewerkschaftsgruppe 
der HUB organisatorische Verbindungen zur HUB. Auch wurde ihr 
eine Tätigkeit für diese unter dem 26. Oktober 1981 ausdrücklich 
bescheinigt. Diese Umstände begründeten jedoch kein Arbeitsver­
hältnis zur HUB, sondern ließen das bestehende Arbeitsverhältnis
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zum VEG H unberührt.

9

Dies folgt schon daraus, daß das Arbeitsverhältnis zum VEG 
H nur nach §§ 31 ff. des Gesetzbuches der Arbeit (GBA)
durch Aufhebungsvertrag oder Kündigung hätte beendet werden und 
ein Arbeitsverhältnis mit der HUB nach § 20 GBA nur schriftlich 
hätte begründet werden können. Gleiches gilt nach §§ 51, 54 u. 56 
AGB-DDR und § 42 AGB-DDR. Eine solche Vertragsgestaltung ist je­
doch in der Zeit bis zum 31. September 1984 nicht vorgenornmen 
worden.

bh) Auch für die Zeit vom 1. Oktober 1984 bis zum 31. März 1990, 
als ein Delegierungsvertrag zwischen dem VEG H , der HUB
und der Klägerin bestand, ist kein Arbeitsverhältnis der Klägerin 
zur HUB begründet worden.

Entsprechend der gesetzlichen Regelung in § 50 AGB-DDR blie­
ben während der Delegierung die Rechte und Pflichten aus dem Ar­
beitsrecht sverhältnis mit dem delegierenden Betrieb, hier also 
dem VEG H , bestehen (Ziff. 9 des Delegierungsvertrages).
Die im Rahmen dieses Arbeitsrechtsverhältnisses von der Klägerin 
als Laborleiterin zu erledigende Aufgabe bestand allerdings auf­
grund eines Dienstleistungsvertrages zwischen dem VEG H 
und der HUB in der Unterstützung von Forschungsarbeiten der HUB 
(Ziff. 1 des Delegierungsvertrages). Gleichwohl bestand nur ein 
Arbeitsverhältnis zum VEG H , das auch für die Gehaltszah­
lungen verantwortlich war (Ziff. 6 des Delegierungsvertrages).
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Ein Arbeitsverhältnis der Klägerin zur HUB wurde erst durch 
den Überleitungsvertrag nach §§ 51, 53 AGB-DDR ab 1. April 1990 
begründet.

c) Eine Anrechnung der Zeit der Tätigkeit der Klägerin beim VEG 
H als Beschäftigungszeit nach Nr. 2 der Übergangsvor­
schriften kommt schon deshalb nicht in Betracht, weil die Be­
klagte keine Aufgaben des VEG H übernommen hat.

II. Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts kann die Klä­
gerin auch nicht deshalb die Anrechnung der Zeit vom 1. August 
1972-bis zum 31. März 1990 als Beschäftigungszeit verlangen, weil 
der Überleitungsvertrag vom 12. April 1990 den auf Anerkennung 
gerichteten maschinenschriftlichen Vermerk enthält.

1. Das Landesarbeitsgericht hat die Erheblichkeit dieses Ver­
merks unter dem Gesichtspunkt der Nr. 1 der Überleitungsvor­
schriften zu § 19 BAT-0 geprüft und angenommen, die Zeit der 
Tätigkeit der Klägerin bei der Außenstelle L seit dem 1.
August 1972 sei als Beschäftigungszeit i.S.v. § 19 BAT-0 an­
zurechnen, weil die ehemalige Humboldt-Universität zu Berlin die 
beim VEG H zurückgelegte Zeit als Tätigkeits- bzw. Be­
schäftigungszeit im überleitungsvertrag vertraglich anerkannt 
habe und die Humboldt-Universität zu Berlin auf die Beklagte 
überführt worden sei. Die vertragliche Anerkennung der früheren 
Beschäftigungszeit im Überleitungsvertrag vom 12. April 1990 sei 
genereller Natur gewesen und habe nicht nur Bedeutung für
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die damals geltenden Bestimmungen des Rahmenkollektiwertrages 
und des AGB-DDR gehabt, sondern sei auch relevant für zukünftige 
Gesetzes- bzw. Tarifbestimmungen gewesen, deren Rechtsfolgen von 
der Dauer der Beschäftigung abhingen. In der Anrechnungsvor­
schrift komme zum Ausdruck, daß der Arbeitnehmer für die Dauer 
seines Arbeitsverhältnisses so behandelt werden soll, als sei er 
in der vertraglich anerkannten Zeit bei dem neuen Arbeitgeber 
tätig gewesen. Da die ehemalige Humboldt-Universität zu Berlin 
auf die Beklagte überführt worden sei, sei diese nach Nr. 1 der 
Übergangsvorschriften i.V.m. § 19 Abs. 2 BAT-0 auch verpflichtet, 
die vertraglich anerkannte Beschäftigungszeit als Beschäftigungs­
zeit i.S.v. § 19 BAT-0 anzurechnen.

2. Diesen Ausführungen des Landesarbeitsgerichts kann nicht zu­
gestimmt werden. Die Anerkennung der ununterbrochenen Tätigkeit 
der Klägerin für die Humboldt-Universität zu Berlin seit dem 
1. August 1972 im Überleitungsvertrag vom 12. April 1990 recht­
fertigt nicht, diese Zeit als Beschäftigungszeit bei der Beklag­
ten i.S.v. § 19 BAT-0 anzurechnen.

a) Diese "Anerkennung" hat für die Anwendung des § 19 BAT-0 
keine Bedeutung.

Das Landesarbeitsgericht hat die im Überleitungsvertrag in 
einem maschinenschriftlich hinzugefügten Zusatz aufgenommene "An­
erkennung der ununterbrochenen Tätigkeit für die HUB seit 1. 8. 
1972" dahingehend ausgelegt, daß damit entsprechend einem 
allgemein anerkannten Grundsatz des bundesdeutschen Arbeitsrechts
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generell - auch im Hinblick auf zukünftige gesetzliche und 
tarifliche Bestimmungen - der Arbeitnehmer so zu behandeln sei, 
als sei er in der vertraglich anerkannten Zeit tatsächlich beim 
Arbeitgeber, auf den das Arbeitsverhältnis übergeleitet worden 
sei, tätig gewesen.

b) Diese Auslegung hält einer revisionsgerichtlichen Überprü­
fung nicht stand.

Zwar handelt es sich bei dem maschinenschriftlichen Zusatz f
im formularmäßigen Überleitungsvertrag um eine sog. nichttypische 
Erklärung, deren Auslegung vom Revisionsgericht nur daraufhin 
überprüft werden kann, ob sie gegen Denkgesetze oder allgemeine 
Erfahrungssätze verstößt oder wesentliche Umstände unberücksich­
tigt geblieben sind (ständige Rechtsprechung BAG Urteil vom 
18. September 1985 - 4 AZR 170/84 - AP Nr. 16 zu §§ 22, 23 BAT 
Lehrer; Urteil vom 18. April 1996 - 6 AZR 623/95 - AP Nr. 12 zu 
§ 19 BAT-0). Auch im Hinblick auf diesen eingeschränkten Überprü­
fungsmaßstab ist die Auslegung durch das Landesarbeitsgericht je­
doch revisionsrechtlich zu beanstanden, da wesentliche Umstände 
nicht berücksichtigt worden sind.

aa) Nach der Rechtsprechung des Senats (Urteil vom 18. April 
1996 - 6 AZR 623/95 - AP Nr. 12 zu § 19 BAT-0) ist der Umfang der 
mit einer Anerkennung einer BetriebsZugehörigkeit bei dem frühe­
ren Arbeitgeber durch den Arbeitgeber, auf den ein Arbeitsver- 
hältnis nach §§ 51, 53 AGB-DDR übergeleitet wurde, nach der zum 
Zeitpunkt des Abschlusses des Überleitungsvertrages geltenden

13
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


13

Rechtslage zu bestimmen. Die BetriebsZugehörigkeit hatte danach 
Bedeutung für Zuwendungen bei Arbeitsjubiläen, der Zahlung von 
Zuschlägen zur Jahresprämie und der Gewährung von Treueprämien 
aufgrund von Rahmen- oder Betriebskollektivverträgen (vgl. BAG 
Urteil vom 16. März 1994 - 10 AZR 606/93 - AP Nr. 75 zu § 112 
BetrVG 1972, zu II 3 der Gründe; BAG Urteil vom 1. April 1993 - 4 
AZR 73/93 (A) - AP Nr. 4 zu § 1 TVG Tarifverträge; Bewachungs­
gewerbe; Dobberahn/Erasmy, NZA 1994, 107, 108). Ein weiterge­
hender rechtsgeschäftlicher Verpflichtungswille konnte deshalb 
einer Vereinbarung über die BetriebsZugehörigkeit in einem 
Überleitungsvertrag, der zu einem Zeitpunkt abgeschlossen wurde, 
zu-dem die tarifliche Regelung über die Anrechnung von Beschäf­
tigungszeiten nach § 19 BAT-0 noch gar nicht absehbar war, nicht 
entnommen werden.

bb) Im Überleitungsvertrag vom 12. April 1990 hat die HUB, auf 
die das Arbeitsverhältnis der Klägerin vom VEG H überge­
leitet wurde, zwar nicht die beim VEG H von der Klägerin
zurückgelegte Zeit als Betriebszugehörigkeit anerkannt, sondern 
lediglich zum Ausdruck gebracht, daß die Klägerin "für die HUB" 
tätig gewesen sei. Selbst wenn zugunsten der Klägerin diese Er­
klärung jedoch als Anerkennung der BetriebsZugehörigkeit gewertet 
wird, ergeben sich daraus keine Wirkungen für die Anrechnung als 
Beschäftigungszeit nach der erst zum 1. Juli 1991 in Kraft getre­
tenen tariflichen Regelung in § 19 BAT-0.

Dies beruht darauf, daß die Tarifvertragsparteien mit § 19 
BAT-0 und den Übergangsvorschriften eine Regelung über die An­
rechnung als Beschäftigungszeit getroffen haben, die es - entge-
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gen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts - ausschließt, die 
Anerkennung von Betriebszugehörigkeitszeiten in Überleitungsver­
trägen nach dem AGB-DDR generell der Anrechnung von Beschäfti­
gungszeiten nach § 19 BAT-0 gleichzusetzen.

Eine Anrechnung von Beschäftigungszeiten bei ehemaligen Ar­
beitgebern in der DDR ist nach § 19 BAT-0 und den ÜbergangsVor­
schriften nur in eingeschränktem Umfang nach näherer tariflicher 
Maßgabe möglich.

Die Tarifvertragsparteien gehen nämlich nicht von einer ge­
nerellen Anrechnung früherer Beschäftigungszeiten aus, sondern 
beschränken diese in § 19 Abs. 2 BAT-0 bei der Übernahme von 
Dienststellen, der für die Zeit vor Inkrafttreten des BAT-0 am 
1. Januar 1991 die Überführung von Einrichtungen gleichsteht 
(Nr. 1 der Übergangsvorschriften), ausdrücklich auf die in der 
übernommenen Dienststelle des früheren Arbeitgebers zurückgeleg­
ten Zeiten. Eine entsprechende Regelung gilt für die Beschäfti­
gungszeiten bei Einrichtungen, die nicht überführt worden sind. 
Nach der Übergangsvorschrift Nr. 2 Buchst, a bis c sind Zeiten 
bei nicht überführten Einrichtungen nur anzurechnen, soweit der 
Arbeitgeber deren Aufgaben bzw. Aufgabenbereiche derselben ganz 
oder überwiegend übernommen hat und der Arbeitnehmer im übernom­
menen Bereich tätig war (vgl. BAG Urteil vom 20. Februar 1997 - 6 
AZR 713/95 - zur Veröffentlichung in der Fachpresse bestimmt).

Im übrigen haben die Tarifvertragsparteien in Nr. 4 der 
Übergangsvorschriften Zeiten bestimmter Tätigkeiten von der Be-
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rücksichtigung als Beschäftigungszeit grundsätzlich ausgenommen. 
Diese Ausschlußtatbestände lassen erkennen, daß es auf die ver­
tragliche Anerkennung der Betriebszugehörigkeit bei einem frühe­
ren Arbeitgeber für die Erfüllung der tariflichen Voraussetzungen 
des § 19 BÄT-0 nicht ankommen kann.

Die generelle Anrechnung vertraglich anerkannter Betriebszu- 
gehörigkeitsZeiten auf die Beschäftigungszeit i.S.v. § 19 BAT-0 
könnte außerdem dazu führen, daß auch Zeiten in die Beschäfti­
gungszeit nach § 19 BAT-0 einzubeziehen wären, die außerhalb des 
öffentlichen Dienstes in der ehemaligen DDR zurückgelegt wurden. 
Dies stünde mit dem Sinn und Zweck der tariflichen Regelung nicht 
in Einklang, die eine Anrechnung entsprechend der in den alten 
Bundesländern bestehenden Regelung herbeiführen soll, die sich 
nur auf Tätigkeiten im Bereich des öffentlichen Dienstes bezieht 
(vgl. BAG Urteil vom 14. Dezember 1995 - 6 AZR 380/94 - AP Nr. 2 
zu § 19 BAT-O, zu II 4 c der Gründe).

Die tarifliche Regelung in § 19 BAT-0 und den Übergangsvor­
schriften läßt damit entgegen der Auffassung des Landesarbeitsge­
richts nicht den Schluß zu, bei der Überführung von Einrichtungen 
oder der Übernahme von Dienststellen seien alle Beschäftigungs­
zeiten anzurechnen, die der überführte Arbeitgeber bzw. der Ar­
beitgeber, dessen Dienststelle übernommen worden ist, vertraglich 
anerkannt hat. Eine Anrechnung als Beschäftigungszeit kann nur 
erfolgen, wenn die tariflichen Voraussetzungen dafür gegeben 
sind.
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III. Der in dem Überleitungsvertrag enthaltene maschinenschrift­
liche Vermerk ist auch nicht als die einzelvertragliche Zusage 
einer übertariflichen Anrechnung anzusehen. Dafür bestehen im 
Hinblick auf den vor Inkrafttreten des § 19 BAT-0 liegenden Er­
klärungszeitpunkt keine Anhaltspunkte, und dies hat die Klägerin 
selbst nicht behauptet. Sie hat sich nur darauf berufen, daß die 
durch den Vermerk bewirkte Gestaltung des ÜberleitungsVertrags 
zur Erfüllung der tariflichen Voraussetzungen führe, was jedoch, 
wie dargelegt, im Tarifvertrag keine Stütze findet.

IV. Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 ZPO.
c

Dr. Peifer
Augat

Dr. Freitag Dr. Armbrüster
Bruse
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